
  
 
  
Schutzimpfung gegen Covid-19:  

Impfschutz für betreute Heimbewohner*innen muss gewährleistet werden 

BdB kritisiert Einwilligungspraxis von Pflegeeinrichtungen 

 
Hamburg, den 19. Januar 2021 – Seit 27. Dezember wird in Pflegeeinrichtungen gegen 
Covid-19 geimpft. Mitglieder des Bundesverbands der Berufsbetreuer/innen berichten, dass 
etliche Einrichtungen ihnen Vordrucke für eine stellvertretende Einwilligung zuschicken – 
verbunden mit einer Aufforderung zur Unterschrift und Rücksendung. Unterschreiben die 
Betreuer*innen nicht, so droht ihren Klient*innen, dass sie bei der Impfung übergangen 
werden.  
 
„Eine leider weit verbreitete Unsitte“, kritisiert der Vorsitzende des Bundesverbands der 
Berufsbetreuer/innen Thorsten Becker diese Praxis: „Es kann nicht sein, dass 
Heimbewohner*innen, nur weil sie die Unterstützung eines Betreuers oder einer Betreuerin 
in Anspruch nehmen, nicht mehr persönlich gefragt werden, ob sie geimpft werden möchten 
– und im Zweifel keinen Schutz erhalten.“  
 
„Diese Praxis verstößt eklatant gegen das Selbstbestimmungsrecht der Betroffenen“, so 
Becker weiter. Die Einwilligung in eine Impfung grundsätzlich an die Betreuerin oder den 
Betreuer zu delegieren, komme einer Entmündigung gleich. Thorsten Becker: „Das lehnen 
wir kategorisch ab.“ Beim Impfen gelte genau das, was auch sonst im Zusammenhang mit 
medizinischen Behandlungen zu beachten sei.  
 

• Solange eine Person einwilligungsfähig ist, gilt nur, was er*sie selbst sagt. 
Betreuer*innen können nicht stellvertretend einwilligen; sie haben auch kein 
Vetorecht. 

• Nur, wenn der*die Betroffene nicht einwilligungsfähig ist, ist eine stellvertretende 
Einwilligung des Betreuers oder der Betreuerin erforderlich. Trotzdem muss auch 
dann der*die Betroffene selbst gefragt und persönlich beraten werden. Im Regelfall 
ist dann seinen*ihren Wünschen zu folgen. Eine Impfung gegen den Willen des*der 
Betroffenen wäre auch mit Einwilligung des Betreuers oder der Betreuerin nicht 
zulässig. 

• Kann er*sie nichts dazu sagen, muss sein*ihr mutmaßlicher Wille erforscht werden, 
der dann Maßstab für die stellvertretende Entscheidung sein muss. Im Grunde gilt 
auch hier das in den §§ 1901a, b BGB vorgegebene Verfahren. 
 

Auch wenn es um eine Impfung geht, muss eine ärztliche Aufklärung erfolgen, die den 
aktuellen Gesundheitszustand der Patientin oder des Patienten berücksichtigt.  
 
„In jedem Fall muss gewährleistet sein, dass eine Einwilligung in die Impfung nicht einfach 
an den Betreuer oder die Betreuerin delegiert und der*die Betroffene übergangen wird. Die 
Menschen müssen selbst gehört werden. Viele sind durchaus in der Lage, ihren Willen zu 
kommunizieren“, so Thorsten Becker. „Wenn die Kommunikation schwierig ist, so 
übernehmen Betreuende selbstverständlich die Aufgabe, die Wünsche der Klient*innen 
festzustellen, zu ermitteln oder sie bei der Entscheidungsfindung zu unterstützen.“ 
 

Mehr Informationen:  

www.bdb-ev.de | Twitter: @BdB_Deutschland 

  

http://www.bdb-ev.de/


  
 
  
Pressekontakt:  

nic communication & consulting | Bettina Melzer 

Tel.: 030 – 279 879 50 | mobil: 0163 – 575 1343 | bm@niccc.de | www.niccc.de 

 

Angebot an Journalist*innen: Sie wollen einmal einen Berufsbetreuer oder eine 
Berufsbetreuerin in Ihrer Nähe begleiten? Sie brauchen ein Beispiel von Klient*innen, die von 
Berufsbetreuung profitieren? Möchten Sie eine Expertin oder einen Experten aus Ihrer 
Region sprechen? Oder benötigen Sie mehr Hintergrundinformationen? 
 
Rufen Sie uns einfach an. Oder schreiben Sie uns. Wir helfen gern weiter! 

 

Über den BdB:  

Der Bundesverband der Berufsbetreuer und Berufsbetreuerinnen (BdB e.V.) ist mit mehr als 
7.000 Mitglieder die größte Interessenvertretung des Berufsstandes. Er ist die kollegiale Heimat 
seiner Mitglieder und macht Politik für ihre Interessen. Er stärkt seine Mitglieder darin, 
Menschen mit Betreuungsbedarf professionell zu unterstützen, ein Leben nach eigenen 
Wünschen und Vorstellungen zu führen – selbstbestimmt und geschützt.  
 
Der BdB wurde 1994 gegründet – zwei Jahre, nachdem mit dem Betreuungsgesetz Konzepte 
wie „Entmündigung“ und „Vormundschaft“ für Erwachsene abgelöst wurden. Bereits damals 
leitete ihn der Gedanke, Menschen mit Betreuungsbedarf in Deutschland professionell zu 
unterstützen, so dass sie ein möglichst selbstbestimmtes Leben führen können.  
Mit seiner fachlichen Expertise und viel Idealismus setzte sich der Verband bereits frühzeitig für 
mehr gesellschaftliche Teilhabe betreuter Personen ein, wie sie erst später gesetzlich verankert 
wurde.  
 
Handeln und Entscheidungen der BdB-Mitglieder basieren auf demselben humanistischen 
Menschenbild, das auch der UN-Menschenrechtskonvention von 1948 und der UN-
Behindertenrechtskonvention von 2006 zugrunde liegt.   

www.bdb-ev.de  

 

mailto:bm@niccc.de
http://www.niccc.de/
http://www.bdb-ev.de/

